
Zusammenfassung: In diesem Beitrag plädiere ich dafür, Reformfähigkeit auf der Ba-
sis von Politikergebnissen sowie Praktiken der Regierungsführung zu bestimmen. Beide 
Komponenten sollen durch Expertenumfragen und quantitative Daten zu den 30 OECD-
Mitgliedstaaten gemessen werden, um einen Index der Reformfähigkeit zu konstruieren. 
Die dem Index zugrunde liegenden Konzepte werden erläutert und mit existierenden 
Ansätzen der Performanz- und Governance-Messung verglichen. Der Beitrag entwi-
ckelt Kriterien zur Bewertung von Regierungen und Akteuren im Regierungsumfeld, die 
Kontroll-, Informations- und Verständigungsleistungen im Regierungsprozess erbringen. 
Auf dieser Basis werden die vorgesehenen Mess- und Aggregierungsmethoden skizziert 
und das wissenschaftliche Potenzial des vorgeschlagenen Ansatzes erörtert.
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Abstract: In the present article, I propose to determine reform capacity based upon 
policy outcomes and the governing performance of executives. Both components shall 
be measured through expert assessments and quantitative data for the 30 OECD mem-
ber states in order to construct an index of reform capacity. The concepts underpinning 
the index are explained and compared with existing approaches of performance and 
governance measurement. Criteria are developed to assess the strategic capacity of gov-
ernments and the accountability-generating functions of political actors surrounding the 
government. The envisaged measurement and aggregation methods are described and 
the potential of the proposed approach is discussed.
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1. Einleitung*

Reformfähigkeit bezeichnet die Fähigkeit der Politik, die zur Verbesserung des Status 
-

nauer betrachtet handelt es sich dabei um ein Bündel von Fähigkeiten, wie die adäquate 

Entscheidungsfähigkeit, die effektive Implementation von Entscheidungen, die Evalua-
tion von Resultaten und das Lernen anhand der Politikfolgen (Wiesenthal 2005: 30). Die 
geforderten Fähigkeiten lassen sich möglicherweise zwar wie in der hier vorgestellten 
Reihung entlang des Policy-
aber in hohem Maße situationsgebunden, interdependent und kontingent, was eine ver-
gleichende Bewertung oder sogar Messung ungemein erschwert.

In diesem Beitrag soll für einen konzeptionellen Ansatz plädiert werden, der Reform-
fähigkeit indirekt misst, indem er Politikergebnisse und Praktiken der Regierungsfüh-
rung im Ländervergleich untersucht. Während der Vergleich von Politikergebnissen eine 
Ex-post-Bewertung der Wirksamkeit von Reformaktivitäten ermöglicht, kann ein Ver-
gleich von Regierungspraktiken zeigen, inwieweit Exekutiven über das institutionelle 
Potenzial zur Initiierung und Umsetzung von Reformen verfügen. Beide Zugänge lie-

aber helfen, Reformfähigkeit zu diagnostizieren und ihre Voraussetzungen auf Seiten 
der Regierung zu verbessern. Die Messung von Politikergebnissen und Regierungs-
führung bilden die zwei Komponenten eines neuen Index der Reformfähigkeit, den die 
Bertelsmann Stiftung und das Centrum für angewandte Politikforschung gegenwärtig 
entwickeln. Der Index stützt sich auf Expertenumfragen und quantitative Daten zu den 
30 OECD-Mitgliedstaaten. Er soll im zweijährigen Turnus regelmäßig neu ermittelt 
werden.

Der Beitrag erklärt zunächst, wie sich das dem Index zugrunde liegende Konzept von 
bestehenden Ansätzen der Performanz- und Governance-Messung abhebt. Die folgenden 
Abschnitte diskutieren Probleme des Vergleichs unterschiedlicher Regierungssysteme 
und erläutern die konkreten Verfahren zur Messung und Aggregierung. Abschließend 
wird das Potenzial des Ansatzes für die empirische Forschung kritisch diskutiert.

* Der Beitrag entstand im Rahmen eines Projektes, das von der Bertelsmann Stiftung und dem 
Centrum für angewandte Politikforschung (CAP) gemeinsam durchgeführt wird. Der Autor 
möchte insbesondere Jörg Ramel für seine Unterstützung bei einem ersten Entwurf sowie 

Teilnehmern der ersten Projektpräsentationen, die frühere Versionen des Beitrages ausführlich 
kommentierten.
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2. Ansätze zur Messung politischer Leistungsfähigkeit

Um die Reformfähigkeit moderner Demokratien vergleichend einzuschätzen, gibt es 
drei analytisch-konzeptionelle Zugänge:

(1) Ein erster Ansatz besteht darin, einen Katalog von konkreten Reformmaßnahmen 
aufzustellen und zu prüfen, inwieweit die zu untersuchenden Staaten diese Reformen 
umgesetzt haben. Ein Staat lässt sich als umso reformfähiger einstufen, je vollständiger 
er diesen Reformkatalog innerhalb eines gegebenen Zeitraums implementiert hat. Bei-
spiele für relativ klar umrissene Reformprogramme sind der „Washington Consensus“ 

durch neu beschlossene Gesetze, Gesetzentwürfe, Kabinettsbeschlüsse und Regierungs-

(IW), inwieweit politische Initiativen der Bundesregierung und der Bundestagsmehrheit 
mit den Maßnahmen übereinstimmten, die das IW in seinem eigenen Reformkonzept 
vorschlägt und die mit Punkten bewertet werden. Je mehr von diesen (oder funktio-
nal äquivalenten) Maßnahmen die politischen Akteure umsetzen, desto höher wird ihre 
Reformleistung bewertet. Die im Detail unveröffentlichten Punktwerte orientieren sich 
daran, inwieweit Reformmaßnahmen detaillierte Kriterien erfüllen, die den erwarteten 
Beitrag zur Wachstums- und Beschäftigungsförderung konkretisieren sollten und die 
z.B. prüfen, ob das Arbeitsrecht vereinfacht oder die Steuerlast reduziert wird.

An diesem Ansatz lässt sich zunächst kritisieren, dass wirtschafts- und beschäf-
tigungspolitische Reformmaßnahmen, die weder in der politischen noch in der wis-
senschaftlichen Diskussion unumstritten sind, als Bezugsbasis ausgewählt werden. 
Grundsätzlicher kann man bezweifeln, ob die Umsetzung bestimmter vorgegebener Re-
formkataloge Rückschlüsse auf Reformfähigkeit im Sinne eines strukturell angelegten 
Potenzials zulässt. Reformfähigkeit bedeutet aus dieser Sicht vielmehr die dynamische 
Anpassung an neue Umweltherausforderungen und kann deshalb nicht als Ausmaß der 
Umsetzung vorher festgelegter Reformmaßnahmen operationalisiert werden. Welche 
Politiken oder Institutionen reformfähiger sind, könne man stattdessen nur indirekt und 
retrospektiv bestimmen, indem man Politikergebnisse (outputs und/oder outcomes) zum 
Zeitpunkt t0 und t1 miteinander vergleiche (Wiesenthal 2005). Je besser die Ergebnisse 
gegenüber dem Ausgangszeitpunkt, desto größer ist auch die Reformfähigkeit. Eine 
solche ergebnisgestützte Messung von Reformfähigkeit vermeidet zudem ordnungspo-

auch aus diesem Grund zunehmende internationale Akzeptanz, wie sich an den Millen-
-

päischen Union beobachten lässt.

öffentlicher Ausgaben untersuchen, indem sie das Volumen öffentlicher Ausgaben 

Mitgliedstaaten und emerging markets vergleichen (Afonso et al. 2005, 2006). Afonso, 
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Schuknecht und Tanzi konzeptualisieren öffentliche Leistungen als Kompositum von 
Allokations-, Distributions- und Stabilisierungsleistungen sowie der Gewährleistung 
von gleichen Marktchancen. Zur Bewertung werden quantitative Indikatoren benutzt, 
die die Qualität der öffentlichen Verwaltungs-, Bildungs-, Gesundheits-, Verkehrs- und 
Kommunikationsinfrastruktur (Chancengleichheit) sowie die Einkommensungleichheit, 

werden dadurch aggregiert, dass die Mittelwerte aus den jeweils gleich gewichteten 
standardisierten Komponenten gebildet werden. Der Quotient aus öffentlichen Leistun-
gen und öffentlichen Ausgaben (gemessen als Anteil am Bruttoinlandsprodukt) bezeich-

mit niedriger Staatsquote am höchsten ausfällt.
Im Unterschied zu diesem simplen Input-output-Vergleich versuchen andere Stu-

zu erklären. Ein think tank der niederländischen Regierung (Social and Cultural Plan-

quantitativen, ergebnisbezogenen Indikatoren, die für 22 entwickelte Industriestaaten 
erhoben werden. Die Indikatoren sind in vier Gruppen gegliedert – Stabilisierung und 
Wirtschaftswachstum, Distribution (repräsentiert nur durch den Indikator Armutsquote), 
Allokation öffentlicher Dienstleistungen, Qualität der öffentlichen Verwaltung –, die 
jeweils, ebenso wie die z-transformierten Einzelindikatoren, gleich gewichtet und durch 
Mittelwertbildung aggregiert wurden.1

Roller misst Politikergebnisse (outcomes) in den Bereichen innere Sicherheit, Wirt-
schaftspolitik, Sozialpolitik und Umweltpolitik mithilfe von 14 Indikatoren in 21 OECD-
Ländern im Zeitraum von 1974 bis 1995 (Roller 2005). Sie errechnet einen Gesamtindi-
kator für „politische Effektivität“, indem sie die linear transformierten Einzelindikatoren 
ähnlich wie die SCP-Studie zunächst für die einzelnen Politikfelder sowie dann für alle 
Politikfelder durch Gleichgewichtung und Mittelwertbildung aggregiert.

allerdings nur partiell klären und bleiben vage in ihren institutionenpolitischen Schluss-

nach Strukturmerkmalen öffentlicher Dienstleistungen (Ressourceneinsatz, Finanzie-

west-, süd- und mitteleuropäischer sowie angelsächsischer Staaten suggerieren jedoch 
geringe Spielräume für Reformen im Sinne intentionaler Modellveränderung.

-
ten darüber hinausgehend und anknüpfend an Lijphart (1999) jedoch auch nach dem 
Ausmaß an Machtkonzentration, das durch Verfassungsmerkmale und Regierung-Op-
positionsstrukturen bedingt ist. Allerdings kann sie in multivariaten Regressionsana-

Struktur politischer Effektivität nachweisen (Roller 2005: 276-277). Während sie dieses 

1 Im Gegensatz zu Afonso, Schuknecht und Tanzi bestimmt die SCP-Studie das öffentliche Aus-

die private Produktion von Dienstleistungen einschließt, welche traditionell als öffentliche
Dienstleistungen gelten.
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-
sen zurückführt, lässt sich prinzipieller fragen, ob ihre Operationalisierung der instituti-
onellen Variable durch Vetospieler-Indizes, die nur wenige makro-institutionelle Merk-
male berücksichtigen (Fuchs 2000), graduelle Unterschiede in den Regierungssystemen 
nicht zu sehr „wegkategorisiert“ bzw. dem theoretischen Interesse an parsimony opfert. 
Zudem bieten makro-institutionelle Kategorisierungen in präsidentielle oder parlamen-
tarische, bi- oder unikamerale und föderale oder unitarische Systeme keine tauglichen 
Ansatzpunkte für institutionelle Reformen, da derart fundamentale Systemmerkmale für 
die politischen Akteure gewöhnlich nicht zur Disposition stehen.

(3) Diese Fragen und Einwände führen zu einem dritten analytisch-konzeptionellen 
Zugang, der Reformfähigkeit als Funktion des politischen Prozesses und seiner Steu-
erung versteht. Unterhalb der makro-institutionellen Kategorisierungen hat sich bei 
Verwaltungs- und Regierungspraktikern ein weithin akzeptierter und wachsender Be-
stand wünschenswerter Regierungs- und Verwaltungspraktiken herausgebildet, der von 
internationalen Organisationen und Agenturen wie der Weltbank, der OECD und der 
EU-Kommission als Bezugsbasis für Ländervergleiche genutzt wird (Evans/Manning 

-
nisationen versuchen prozessbezogene Standards deshalb zu entwickeln, weil sie good
governance als entscheidenden Erfolgsfaktor für Entwicklungsprozesse einstufen und 

performance und New-Public-Management-Konzepten bench-
marks als wirksame Orientierungen und Anreize für innerstaatliche Reformen betrach-

Ökonomen der Weltbank haben ein methodologisch ambitioniertes Verfahren der 
Governance-Messung entwickelt, das Indikatoren für die Governance-Qualität in 213 
Ländern und Territorien aus Einzeldaten, die von 25 verschiedenen Organisationen aus 
31 Datenquellen erhoben wurden (Kaufmann et al. 2006), synthetisiert. Governance wird
in diesen Studien durch sechs verschiedene Indikatoren bewertet, die sich auf die Aus-
wahl, Kontrolle und Abwahl von Regierungen, deren Implementationskapazität und die 
Akzeptanz politischer Institutionen beziehen. Von diesen Indikatoren scheint die „Re-
gierungseffektivität“ derjenige Indikator zu sein, der den Beitrag von Regierungen zur 
Reformfähigkeit am besten repräsentiert, denn er umfasst „the quality of public service 
provision, the quality of the bureaucracy, the competence and independence of the civil 
service, and the credibility of the government’s commitment to policies. The focus is 
on inputs the government needs to produce and implement good policies and deliver 
public goods“ (Kaufmann et al. 2004: 255). Als Datenquellen für diesen Indikator fun-
gieren Expertenbefragungen sowie Meinungsumfragen bei Bürgern und Unternehmen,

und kommerziellen Rating-Agenturen durchgeführt wurden.
Aus diesen Quellen werden zunächst die auf Regierungseffektivität bezogenen items

-
siert und nach ihrer Repräsentativität sowie Präzision gewichtet. Die sich daraus er-
gebenden Werte ermöglichen es, die Indikatorwerte über ein unobserved component 
model zu schätzen. Das Aggregations- und Schätzverfahren versucht, den validen 

Quellen geringer gewichtet, die besonders stark von den Bewertungen anderer Quellen 
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abweichen. Die gewählte Methode erscheint insofern weniger anfällig gegenüber bias
als die als Quellen fungierenden qualitativen Einzelstudien. Allerdings haben Kritiker 
inzwischen darauf hingewiesen, dass Einzelstudien, die einem gleichgerichteten bias
unterliegen, aufgrund ihrer Korrelation höher gewichtet werden, was zu ungenaueren 
Governance-Schätzwerten führt (Arndt/Oman 2006). Ein noch gravierenderes Problem 
ist der Verlust an konzeptioneller Präzision, der damit einhergeht, dass items aus unter-
schiedlichen Quellen, die in ihren Formulierungen und Bedeutungsgehalten divergieren, 
auf ihren numerischen Informationsgehalt reduziert und zu einem Indikator-Konstrukt 

Im Unterschied zu den governance indicators der Weltbank versucht die OECD, 
Staatstätigkeit über disaggregierte qualitative und quantitative Indikatoren für Länder-
vergleiche aufzuschlüsseln (OECD 2007). Orientiert am Modell eines Produktions-
prozesses veröffentlichte sie Anfang 2007 ländervergleichende Daten zu öffentlichen 
Einnahmen, Ausgaben (inputs), Prozessen und outputs. Die Prozessdaten bilden mit 
32 Einzeldatensätzen einen Schwerpunkt der Zusammenstellung und umfassen die öf-

-
zungsqualität, die Rolle von Regierungszentren und e-government. Da die Datensätze 
aus verfügbaren, bereits publizierten Umfrage- und Fiskaldaten der OECD ausgewählt 
wurden, sind sie nur teilweise aktuell. Überdies lässt die getroffene Auswahl nicht er-
kennen, ob die Datensätze den jeweiligen Teil des Produktionsprozesses exemplarisch 
(als proxies) oder nur fragmentarisch erfassen sollen.

Die OECD hat aus diesen Einzeldaten bisher keine zusammengesetzten Indikatoren 
konstruiert und will dabei auch vorsichtig verfahren, da solche Indikatoren „a spurious 
degree of precision in inter-country ranking“ suggerieren würden (OECD 2007: 7). Be-
merkenswert an dieser Kritik ist, dass sie nur auf die Risiken einer missverständlichen 
Interpretation zusammengesetzter Indikatoren abstellt, nicht aber prinzipiell die Aggre-
gierbarkeit von institutionellen und Prozessmerkmalen bezweifelt. Denn die OECD hält 

-

anderen implizieren die meisten prozessbezogenen Fragen und Antwortoptionen eine 

damit zumindest ein ordinales Skalenniveau.
Das hier vorgestellte Indexkonzept verwirft eine kataloggestützte Messung von 

Reformfähigkeit und versucht stattdessen, die beiden Ansätze zur ergebnis- und 
prozessorientierten Messung von governance zu verbinden und weiterzuentwickeln. 
Im Gegensatz zu den existierenden Messansätzen sollen Politikergebnisse auf Prak-
tiken der Regierungsführung bezogen werden, die detailliert und fokussiert auf 
die „Kernexekutive“ (Rhodes 1995) abgefragt, numerisch kodiert und aggregiert 
werden.

Dabei wird nicht unterstellt, dass Politikergebnisse durch „gute“ oder „schlechte“ 
Regierungsführung hinreichend erklärt werden könnten. Allerdings wird angenom-
men, dass politische Steuerung möglich ist und dass die Existenz einer strategisch 
handlungsfähigen Regierung die Erfolgschancen von Reformen verbessert, auch 
wenn die von dieser Regierung initiierten Reformen fehlschlagen oder nicht-in-
tendierte Konsequenzen haben können. Ein Teil der beobachtbaren Varianz in den 
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Politikergebnissen sollte sich, so die Erwartung, auf unterschiedliche Management-
leistungen zurückführen lassen. Da nur ein partieller Zusammenhang erwartet wird, 
erscheint es sinnvoll, die Bewertungen von Politikergebnissen und Regierungsfüh-
rung nicht in einem Gesamtindikator zusammenzuführen, sondern zwei nicht weiter 
aggregierte Teilindizes zu entwickeln, den „Status“-Index für Politikergebnisse und 
den „Management“-Index für Regierungsführung. Bevor die beiden Indizes erläutert 
werden, sind jedoch Probleme zu klären, die sich bei dem Vergleich unterschied-
licher Regierungssysteme zeigen können.

3. Regierungsführung und Regierungssysteme

Mit der Konzentration auf die Regierungsführung wird ein Feld erschlossen, über 
dessen Politikeffekte noch immer wenig systematisches Wissen existiert (Andeweg 

-
wissenschaft aufgrund der negativen Erfahrungen mit politischen Planungsmodellen 
in den 1970er Jahren besonders vernachlässigt worden ist (Jann et al. 2005: 4).

„Regierungsführung“ wird als Zusammenwirken der Regierung mit Akteuren im 
Regierungsumfeld konzeptualisiert. Erstens wird analysiert, inwieweit die Regie-

-
neten Untersuchungsdimension des Management-Index liegt ein konventionelles 
Verständnis politischer Steuerung zugrunde, das die Regierung bzw. Kernexekutive 

-
nagement-Index die Rolle von Akteuren außerhalb der Regierung, die Kontroll-,
Informations- und Verständigungsleistungen im Regierungsprozess erbringen 
(„Beteiligungskompetenz“). Diese Dimension trägt dem Bedeutungsgewinn nicht-
staatlicher Akteure im politischen Prozess Rechnung, der in der Politik- und Ver-
waltungswissenschaft unter dem Stichwort governance

Die unterschiedliche Situierung von Regierungen in den jeweiligen nationalstaat-
lichen Kontexten der OECD-Länder hat den institutionalistischen mainstream der 
Staats- und Verwaltungswissenschaft bisher überwiegend auf Forschungsstrategien 
des kontextualisierten Vergleichens weniger Fälle beschränkt (Schnapp 2006: 335-
336). Ein Vergleich der Regierungsführung, der 30 Länder einschließt, muss kon-
zeptionelle Antworten für mindestens drei bedeutsame, nachfolgend zu diskutieren-
de Vergleichbarkeitsprobleme entwickeln, die in den Systemunterschieden innerhalb 
der OECD-Welt wurzeln: Lassen sich die parlamentsabhängigen Exekutiven parla-
mentarischer Systeme mit den direkt gewählten Exekutiven präsidentieller Systeme 
vergleichen? Besitzen Exekutiven in Regierungssystemen mit wenigen Vetospielern 
nicht strukturelle Vorteile gegenüber Exekutiven in vetoanfälligen Systemen? Kann 
man Exekutiven unabhängig davon bewerten, ob sie nach betriebswirtschaftlichen 
Prinzipien (New Public Management) oder als konventionelle Verwaltungen orga-
 nisiert sind?
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3.1 Parlamentarische und präsidentielle Regierungssysteme

Präsidentielle Regierungssysteme sind dadurch charakterisiert, dass die Exekutive in 
ihrem Bestand nicht auf eine Mehrheit in der Legislative angewiesen ist (Steffani 1979, 
1983). Gegenüber Regierungen in parlamentarischen Systemen, die sich in der Regel 
auf eine Parlamentsmehrheit stützen und dank dieser existieren, scheint eine oppositi-
onsdominierte Legislative die gesetzgeberischen Möglichkeiten der präsidentiellen Exe-
kutive stark einzuschränken. Regierungen in präsidentiellen Systemen könnten in der 
Beurteilung ihrer strategischen Steuerungsfähigkeit deshalb von vornherein und system-
bedingt schlechter abschneiden als Exekutiven in parlamentarischen Systemen.

Empirische Untersuchungen des Gesetzgebungsprozesses in den USA weisen jedoch 
darauf hin, dass der legislative Prozess in den USA unter divided government ähnlich 
effektiv war wie unter  Mayhews Auswertung von 333 wichtigen 
Gesetzesvorhaben im Zeitraum von 1947 bis 2002 stellt fest, dass der Anteil der verab-
schiedeten Gesetze sowohl bei gleichen als auch bei ungleichen Mehrheitsverhältnissen 

1995). Edwards, Barrett und Peake konnten auf der Basis von 2000 Gesetzesvorlagen 
divided government auf den 

Erfolg von Gesetzesvorhaben, die von der Exekutive unterstützt wurden, beobachten 
(Edwards et al. 1997: 562).

Diese Befunde lassen sich damit erklären, dass der US-Präsident mit seinem Veto-
Recht und der Option des going public -
kutiven in parlamentarischen Systemen zumeist verwehrt sind (Barrett 2004, 2005). 
Zudem verringert die systembedingt fehlende Fraktions- und allenfalls schwache Partei-
bindung der Kongressmitglieder die Organisationsfähigkeit oppositioneller Mehrheiten 
gegenüber dem Präsidenten (Lösche 1989: 180-222). Präsidentielle und parlamenta-
rische Regierungssysteme erweisen sich damit im Gesetzgebungsprozess weniger als 
von vornherein kategorial unterschiedlich, sondern eher als Punkte auf einem Kontinu-
um variierender Rahmenbedingungen (Thibaut 1998).2

Insofern sprechen keine prinzipiellen Gründe dagegen, die Regierungsführung in prä-
sidentiellen und parlamentarischen Systemen im Rahmen eines Management-Index zu 
vergleichen. Außerdem ist der Management-Index darauf angelegt, die Management-
leistung als Summe exekutiver Führungs- und legislativer Kontrollkapazität zu ver-
stehen. Eine mögliche Einschränkung exekutiver Strategiefähigkeit unter Bedingungen 
von divided government kann durch die vergleichsweise umfassenderen Informations- 
und Kontrollressourcen des Kongresses kompensiert werden.

3.2 Anzahl und Antizipierbarkeit von Vetospielern

Da sich Reformen in Regierungssystemen mit weniger Vetospielern leichter realisie-
ren lassen, scheinen Regierungen in solchen Staaten systembedingte Vorteile in puncto 
Strategiefähigkeit zu besitzen. Man könnte sogar argumentieren, dass die Anzahl der 

2 So stellt Peters in einer Studie zu präsidentiellen Tendenzen in parlamentarischen Systemen 
fest, dass „the coalition is a form of divided government“ (Peters 1997: 69).
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Vetospieler gegenüber funktionalen und Prozessaspekten der Regierungsführung die 
entscheidende Determinante von Reformfähigkeit darstellt. Vetospieler sind nach Tse-
belis all jene Akteure, „whose agreement is necessary for a change in the status quo“ 
(Tsebelis 2002: 37). Politische Stabilität bzw. die Erhaltung des Status quo hängt von 
der Anzahl der Vetospieler, ihrer Kohäsion und der ideologischen Distanz zwischen 
ihnen ab.

Allerdings bereitet schon die empirische Ermittlung relevanter Vetospieler in einem 
politischen System erhebliche Schwierigkeiten, wie die Bandbreite unterschiedlicher 
Zählergebnisse belegt.3 Tsebelis selbst hat die Zählung unter den Vorbehalt unterschied-
licher Präferenzen gestellt, indem er zusätzliche Vetospieler dann als „absorbiert“ be-
trachtet, wenn sie das winset (die Menge politisch realisierbarer Alternativen zum Status 
quo) nicht verändern. Eine solche Situation kann sich z.B. für den Fall kongruenter 
Mehrheitsverhältnisse in einem Zweikammerparlament ergeben.

Zwar erhöht eine größere Zahl von Vetospielern die Stabilität einer einmal beschlos-
senen Politik und erschwert die Veränderung dieser Politik. Dieser Effekt sagt jedoch 
nichts darüber aus, ob richtige oder falsche Politiken stabilisiert werden. Überdies müs-
sen Vetospieler Reformen nicht unbedingt blockieren, sondern können (1) Reformwir-
kungen besser abschätzen helfen, (2) Reformprotagonisten dazu veranlassen, die Kritik 
der Vetospieler zu berücksichtigen und dadurch ihre Unterstützungsbasis zu erweitern, 
sowie (3) Reformen irreversibel machen (vgl. Benz 2003: 230).4

Deshalb schreibt der Management-Index bestimmten Merkmalen politischer Systeme, 
wie einer größeren Anzahl von (Regierungs-)Parteien, zweiten Parlamentskammern, 
starken Verfassungsgerichten oder Zentralbanken, nicht a priori eine Vetofunktion zu. 
Stattdessen soll empirisch überprüft werden, ob Vetospieler eine Reformpolitik positiv 

wird gefragt, inwieweit die Regierung selbst die Reaktionen möglicher Vetospieler an-
tizipiert und diese strategisch einbindet (Evans/Manning 2003). Außerdem wird als Teil 
der Dimension „Beteiligungskompetenz“ erfasst, inwieweit potenzielle Vetoakteure wie 
Parlamentsabgeordnete oder Parteien zur Regierungsführung beitragen.

Wie aber lässt sich die Antizipation von Vetospielern sinnvoll vergleichen, wenn 
z.B. die britische Regierung systembedingt keine Rücksicht auf verfassungsrechtliche 
Bedenken eines Verfassungsgerichts oder auf eine vetofähige zweite Parlamentskammer 
nehmen, die Bundesregierung dagegen diese beiden gewichtigen Vetospieler berück-
sichtigen muss? Ist eine deutsche Regierung, die mehr potenzielle Blockadekonstella-
tionen (Vetopunkte) im Gesetzgebungsprozess antizipieren muss, auch im Erfolgsfalle 
besser zu bewerten als eine britische Regierung, die vergleichsweise weniger Veto-
punkte einzukalkulieren hat?

Im Einklang mit der hier präferierten empirischen Analyse von Vetospieler-Effekten 
wird die Bewertung im Index nicht nach der Anzahl der Vetospieler differenziert. Vielmehr 

-

-
regierungen als kollektive Vetospieler aufgrund interner Tauschprozesse durchaus zu einer 
Veränderung des Status quo beitragen. Vgl. auch die Kritik bei Ganghof (2003).
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erreichen, unabhängig davon, ob ihre Regierungen zwei, drei, vier oder fünf Vetopunkte 
antizipieren müssen. Zwar lässt sich darauf einwenden, dass die als Beispiel erwähnte 
britische Regierung die Bestbewertung dann leichter erhalten kann, da sie dafür ja 
weniger Vetopunkte wirksam antizipieren muss. Regierungen in Systemen mit mehr 
Vetopunkten als in Großbritannien wissen aber um die Existenz dieser Vetopunkte und 
können bzw. müssen sich darauf einstellen. Würde man diesen Staaten ermöglichen, bei 
der Antizipation von Vetopunkten mehr Bewertungspunkte zu sammeln, dann könnten 
sie trotz vieler z. B. am Verfassungsgericht gescheiterter Gesetzesprojekte besser be-
wertet werden als eine Regierung, die in einem System mit weniger Vetopunkten mehr 
Gesetze erfolgreich durchsetzt.

Zudem erhält ein vom Mehrheitsprinzip geprägtes System wie Großbritannien auf-

Strategiefähigkeit, da in den aggregierten Indexwert mit gleichem Gewicht wie die Veto-
Antizipationsfrage auch die Bewertung für die Konsultation mit wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Akteuren eingeht. Eine britische Regierung, die, begünstigt durch ihr 
Mehrheitssystem, Gesetze durchsetzt, aber gesellschaftliche Interessen ignoriert, würde 
eine niedrige Bewertung in der Konsultation erhalten. In Systemen mit vielen Veto-
punkten sind unterschiedliche gesellschaftliche Interessen dagegen meist auch über die 
Vetospieler repräsentiert. Regierungen, die in diesen Systemen erfolgreich Vetopunkte 
antizipieren, dürften deshalb in der Regel auch eine gute Bewertung für die Konsul-
tationsfrage erhalten, die im Sinne Rollers (2005: 277-278) die Inklusivität politischer 
Interessenrepräsentation einbezieht.

Eine Bewertung der Regierungsführung, die sich an den von OECD und Weltbank favo-
risierten best practices orientiert, gerät leicht in Verdacht, das Leitbild des New Public 
Management zu propagieren. Unter diesem Begriff haben die genannten internationalen 
Organisationen Verwaltungsreformen unterstützt, die eine betriebswirtschaftliche Reor-
ganisation der Verwaltungstätigkeit anstreben (Pollitt/Bouckaert 2004). Kernelemente 
des New Public Management
an private Akteure oder Organisationen des dritten Sektors und die Dezentralisierung 
der Verwaltung in eigenverantwortliche Einheiten, deren Aktivitäten über Ergebnisvor-
gaben, Leistungsindikatoren und Wettbewerbsmechanismen gesteuert werden (Schrö-
ter/Wollmann 2005: 67). Regierungen, die dieses Reformmodell besonders weitgehend 
umsetzen, würden somit durch den Management-Index systematisch besser bewertet 
als Regierungen, die das traditionelle Modell hierarchisch-bürokratischer Verwaltung 
beibehalten.

-
rungsführung auf Politikergebnisse bezogen wird. Regierungsführung wird jedoch in 
einem umfassenderen Sinne als Steuerungstätigkeit verstanden, die von der Politikvor-
bereitung über die Implementation bis zu institutionellem Lernen reicht. Das zugrunde 
liegende Management-Verständnis ist aus der Politikwissenschaft und Policy-Analy-
se abgeleitet, nicht hingegen aus der Betriebswirtschaftslehre. Die zur Messung von 
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Politikergebnissen im Status-Index ausgewählten quantitativen Indikatoren werden nicht 
direkt zur Bewertung der Effektivität der Implementation herangezogen. Letztere wird 
vielmehr von den an der Umfrage beteiligten Experten eingeschätzt, die dabei vor allem 
die Delegation von Aufgaben an Minister, agencies, subnationale Gebietskörperschaften 
und privatwirtschaftliche Akteure beurteilen. Die Delegation, Dezentralisierung oder 
Auslagerung öffentlicher Aufgaben wird nicht als solche bereits positiv bewertet. Das 
Indexkonzept nimmt stattdessen an, dass diese Organisationsformen in unterschied-
lichem Umfang in allen OECD-Staaten beobachtet werden können, und fragt, inwie-

erscheinen somit innerhalb des Index als Aspekte der Implementation, deren Effektivität 
evaluiert wird und die zusammen mit anderen Aspekten der Regierungstätigkeit Kom-
ponenten des übergeordneten Messkonstruktes „Strategiefähigkeit“ bilden.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass das hier vorgestellte Indexkonzept 
versucht, kategoriale Unterschiede in den Regierungssystemen durch die empirische 
Beobachtung der zugrunde liegenden Prozesse und Praktiken in graduelle und damit 
vergleichbare Unterschiede zu transformieren. Das Konzept betrachtet Systemunter-
schiede nicht als vorgegebene Determinanten der Politikumsetzung, sondern soll ermit-
teln, inwieweit es Regierungen unter den gegebenen Bedingungen gelingt, ihre Politik 
zu realisieren.

4. Umsetzung, Messung und Aggregierung

4.1 Umsetzung5

Die eingangs diskutierten Studien zur ergebnis- und prozessorientierten Messung von 
Governance legen eine kombinierte Untersuchung von Politikergebnissen und Regie-
rungsführung nahe. Die Politikergebnisse werden in einem Status-Index zusammen-
gefasst. Teile dieses Index sind allgemeine sozioökonomische Performanzdaten (u. a.

Diese Bereiche stehen nicht nur im Mittelpunkt des öffentlichen Politikinteresses, son-
dern erscheinen auch besonders relevant, um die fast alle OECD-Staaten betreffenden 

-
cherheitsrisiken und Ressourcenerschöpfung zu bewältigen. Die vier Politikbereiche sind 
nochmals in insgesamt 13 Politikfelder unterteilt, die jeweils durch mehrere quantitative 
Indikatoren (z.B. die Beschäftigungsquote im Politikfeld Arbeitsmarktpolitik) bewertet 

die Realisierung von Politikzielen (z.B. Armutsprävention und die Verringerung sozio-
ökonomischer Disparitäten im Politikfeld soziale Kohäsion) qualitativ einzuschätzen.

5 Der Fragebogen und ein ausführliches Konzept, das jedes einzelne item begründet, sind unter 
http://www.cap-lmu.de/aktuell/meldungen/2006/bri-concept.php verfügbar (zuletzt abgerufen 
am 7. Dezember 2007).
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Außerdem enthält der Status-Index qualitative Einschätzungsfragen zu den Standards 
rechtsstaatlicher Demokratie, die sich auf die vier „Teilregime“ Wahlprozess, politische 
Partizipationsrechte, bürgerliche Freiheitsrechte und Rechtsstaat beziehen (Merkel et 
al. 2003). Da diese Teilregime in allen OECD-Staaten in ähnlicher Form und unabhän-
gig von Unterschieden in der Staatsorganisation existieren, ermöglichen sie einen sinn-
vollen Vergleich der Demokratiequalität. Zugleich lassen die OECD-Staaten durchaus 
ein Spektrum unterschiedlicher Qualitätsniveaus erwarten, etwa bei der rechtsstaatli-

Teilregimen werden also als Bestandteil der Performanzmessung verstanden.
Die Regierungsführung wird im Management-Index als Summe aus exekutiver Stra-

tegiefähigkeit und Beteiligungskompetenz extra-exekutiver Akteure untersucht. Vier 
Komponenten strategischer Handlungskapazität werden unterschieden: die Politikvor-
bereitung und -formulierung, die legislative und delegatorische Umsetzung von Poli-

Diese im Folgenden kurz skizzierten Funktionen und Prozesse erfassen wichtige Pha-
sen des Policy-Zyklus und verweisen auf grundlegende Konzepte aus der Literatur zur 
Europäisierung/Globalisierung sowie zum Organisations- und Policy-Lernen (Radaelli 

In der Dimension Beteiligungskompetenz werden drei Akteure oder Akteursgruppen 
betrachtet, die in der demokratietheoretischen Literatur als Garanten von accountability

-
diäre Organisationen (Medien, Parteien, Verbände). Es wird angenommen, dass diese 

sie die Regierungstätigkeit öffentlich kontrollieren sowie die Wissensbasis und normati-
ve Deliberation von Regierungsentscheidungen stärken (Pierre/Peters 2005: 46).

Politikvorbereitung und -formulierung: Inwieweit nutzt die Kernexekutive strate-
gische Planung (Peters 2003: 26)? Inwieweit entlasten interministerielle Koordinie-

2000)? Wie wirksam sind die Verfahren der Gesetzesfolgenabschätzung (Radaelli/De 

mit wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Akteuren Unterstützung für ihre Politik mo-

Politikumsetzung: In der Tradition vergleichender Forschung zum Gesetzgebungs-
prozess werden erstens die Gesetzgebungstätigkeit und ihre Rahmenbedingungen als 

-
-

zende Parlamentsmehrheit für die von ihnen eingebrachten/unterstützten Gesetzesvorla-

Verfassungsgerichte und der Europäische Gerichtshof ihre Vetomacht gegen Gesetzes-
vorhaben ein? Die Effektivität der Umsetzung von Programmen wird zweitens im Ver-
gleich mit externen Standards guter Regierungs- und Verwaltungspraxis ermittelt, die 
aus der Literatur zu Delegation, Kabinetten, auditing und public management übernom-

2003). Die einzelnen Fragen studieren das Ausmaß an agency loss sowie die Effektivität 
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existierender Kontroll- und Anreizmechanismen im Verhältnis Kabinett/Kernexekutive –
Minister, Ministerium – agencies, Zentralregierung – Regional-/Lokalverwaltung und 
public private partnerships.

 Die Globalisierungs- 
und Europäisierungsforschung hat neben Konvergenztendenzen auch fortbestehende 
nationalstaatliche Entscheidungspielräume und „institutionelle Anpassungsreserven 

-
passen, sich an multilateralen Initiativen beteiligen und eigene Lösungsansätze auf die 
internationale Ebene exportieren. Institutionelles Lernen bezieht sich im Kontext des 
Management-Index auf die Fähigkeit zur Reform von Organisationsstrukturen: Inwie-
weit überprüfen intra-exekutive Akteure die eigenen Organisationsstrukturen (Geschäfts-

-
sortorganisation, Außenbeziehungen zu Parlament, Regierungsparteien, Verwaltung und 
Öffentlichkeit etc.), und inwieweit verbessern institutionelle Reformen die strategische 
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Quelle: eigene Darstellung.
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Beteiligungskompetenz: Bürger, Parlamente und intermediäre Organisationen üben 
eine Kontrollfunktion aus, indem sie die Regierungstätigkeit analysieren, sich gegen 
Entscheidungen wehren, die sie als nachteilig oder schädlich ansehen, und die Regie-
rung möglicherweise auch sanktionieren. Eine effektive parlamentarische Kontrolle 
etwa wird also nicht als Einschränkung der Regierungsführung gewertet, sondern das 

-
tionen eine Gesellschaft und ihr politisches System lernfähiger, leistungsfähiger und 
stabiler machen (...). Starke Parlamente stellen intelligente Strukturen dar, welche jenen 
Regimen, die über sie verfügen, Entwicklungs- und Wettbewerbsvorteile erschließen“ 
(Patzelt 2003: 7).

Beteiligungskompetenz manifestiert sich auch in einem hohen Informationsniveau 
extra-exekutiver Akteure, von dem angenommen wird, dass es die Politikvorbereitung 
und -formulierung begünstigt. So konnte gezeigt werden, dass die Informiertheit von 

Akteure alternative Informationen zur Verfügung stellen, Interessen von Betroffenen 
artikulieren oder die Versäumnisse und Auswirkungen von Politiken problematisieren, 
erweitern sie die Wissensbasis einer Regierung, die die betreffende Politik möglicher-
weise ohne Kenntnis der entsprechenden Informationen geplant hat.

Ferner können extra-exekutive Akteure auch konkurrierende normative Geltungs-
ansprüche vertreten und Argumente entwickeln, die die einer bestimmten Politik zu-

öffentlichen Raum sind z.B. Verbände gezwungen, ihre Argumente und Ansprüche mit 
allgemeinen Interessen zu begründen – ebenso wie die Regierung genötigt ist, sich mit 
entsprechend legitimierten Argumenten auseinanderzusetzen. Insofern können Verbände 

6

Die Beteiligungskompetenz von Bürgern, Parlamenten und intermediären Organisa-
tionen soll mithilfe von Fragen eingeschätzt werden, die unter anderem die Sachkom-
petenz, Meinungsvielfalt, Repräsentativität und politisch-öffentliche Relevanz dieser 
Akteure ermitteln:7 Inwieweit sind die Bürger über Politiken informiert, vertrauen der 

-
-

petent und vielfältig ist die Medienberichterstattung zur Regierungstätigkeit? Inwieweit 
wird ein programmatischer Wettbewerb zwischen den Parteien durch ein fragmentiertes 
und polarisiertes Parteiensystem eingeschränkt? Inwieweit entwickeln Verbände sach-
kompetente Politikvorschläge? Die Fragen sollen teilweise mithilfe von Meinungsum-
fragen (z.B. Eurobarometer) und quantitativen Indikatoren (z.B. der Zahl der Qualitäts-
zeitungen im Verhältnis zur Bevölkerung) beantwortet werden.

6 Diese Funktionsbestimmung knüpft an Überlegungen zur demokratieermöglichenden Rolle 
zivilgesellschaftlicher Assoziationen an (Gerstenberg 1997: 122-125).

7 Vgl. das ausführliche Konzeptpapier (Fn. 5) für eine Dokumentation und Begründung der 
Fragen.
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4.2 Messung

Der Status- und der Management-Index bestehen aus 152 (93 + 59) einzelnen items,
die in 77 quantitative Indikatoren aus öffentlich zugänglichen Datenquellen und 63 
qualitative Einschätzungsfragen sowie 13 numerische Angaben aufgeteilt sind, die 
von Länderexperten beantwortet bzw. recherchiert werden. Die Auswahl der Unter-
suchungsländer begründet sich durch das formale Kriterium der OECD-Mitglied-
schaft und zielt darauf, entwickelte Industriestaaten miteinander zu vergleichen.

Die hier nur angedeutete Vielfalt und Komplexität der Fragen legt eine Experten-
befragung als angemessene Erhebungsmethode nahe. Expertenbefragungen ermög-
lichen kontextsensitive Bewertungen, werfen aber Validitätsprobleme auf, die aus 
subjektiv eingefärbten Meinungen und den damit verbundenen Reliabilitätsmängeln 

-
sehene Messverfahren versucht die Validität der Expertenantworten zu verbessern, 

-
zungen abstellen. Viele Fragen sind so organisiert, dass die Antworten auf einzelne 
Fragen durch Antworten zu anderen Fragen sowie ebenfalls ermittelte quantitative 
Indikatoren und Umfragedaten validiert werden können. Der Fragebogen bietet zu 
jeder einzelnen Frage detaillierte Erläuterungen und angepasste Antwortoptionen, 
die den Zweck der Frage veranschaulichen, die Bewertung vorstrukturieren und ein 
Gerüst für die Erstellung von Ländergutachten bilden. Die Experten sollen diese 
standardisierten Antworten an ihren nationalen Kontext anpassen und ihre nume-
rischen Bewertungen in den Ländergutachten begründen. Dadurch lassen sich die 
numerischen Bewertungen zwar nicht replizieren, aber zumindest nachvollziehen 
(Munck/Verkuilen 2002: 18-19).

Zu jedem OECD-Mitgliedstaat wurden drei wissenschaftlich renommierte Län-
derkenner gewonnen. Bei deren Auswahl wurde Wert darauf gelegt, dass sowohl 
inländische und externe Perspektiven als auch politik- und wirtschaftswissenschaft-
liche Expertise vertreten sind. Diese Experten verfassen voneinander unabhängig 
drei parallele Gutachten, die dann von einem vierten Experten mit komparatistischer 

zu einem Länderbericht zusammengefasst werden. Die Einbeziehung von drei Gut-
achtern reduziert das Bias-Risiko und ermöglicht es, fehlende Daten in individu-
ellen Gutachten zu ergänzen. Die insgesamt sieben Regionalkoordinatoren sind für 
jeweils drei bis fünf Länder verantwortlich und erarbeiten auf der Grundlage der 
Gutachten numerische und verbale Bewertungsvorschläge. In der Diskussion mit 
den anderen Regionalkoordinatoren muss jeder Regionalkoordinator seine Bewer-
tungen begründen, verteidigen und gegebenenfalls neu kalibrieren, sodass eine inter-
regionale Vergleichbarkeit erreicht wird. Die endgültigen Bewertungen sollen von 
einem strategischen Beratungs- und Entscheidungsgremium, das aus renommierten 
Wissenschaftlern und Praktikern besteht und das das Projekt begleitet, im Konsens 
beschlossen werden.
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4.3 Aggregierung

Aus Gründen der Einfachheit und Transparenz sollen – ebenso wie in den Stu-
dien von Afonso et al., Roller und SCP – die Komponenten des Status- und des 
Management-Index (Dimensionen, Kriterien, übergeordnete und einzelne Fragen) 
jeweils gleich gewichtet werden. Für eine Gleichgewichtung spricht auch, dass 
der Index deduktiv konzipiert wurde, ausgehend von allgemeinen Konzepten wie 
„Strategiefähigkeit“ zu speziellen Fragen wie z. B. zur Existenz einer mittelfristigen 
Finanzplanung. Bei der analytischen Zerlegung allgemeiner Konzepte wurden die 
einzelnen Komponenten als gleichrangige „Indikatoren“ für die von den Konzepten 
erfassten Phänomene eingestuft (Goertz 2006: 55-58). Im Rahmen einer theoretisch 
begründeten Konzept-Zerlegung legt dieser Status der Komponenten eine Gleich-
gewichtung nahe.

Die einzelnen Komponenten des Status- und Management-Index sollen durch 
die Bildung arithmetischer Mittelwerte aus den jeweiligen Teilkomponenten-scores
aggregiert werden. Dieses Verfahren wurde auch von Afonso et al., Roller und SCP 
gewählt, da es im Vergleich zu einer Addition oder Multiplikation der einzelnen 
Komponenten Verzerrungseffekte aufgrund von Messfehlern reduziert. Außerdem 
drückt eine Mittelwertbildung die konzeptionell-theoretische Annahme aus, dass die 

et al. 2005: 12). Diese Annahme erscheint dadurch gerechtfertigt, dass die Indizes 
auf gradualistischen Konzepten basieren, im Gegensatz zu object concepts, bei de-
nen das Fehlen einzelner Komponenten die Existenz des vom Konzept erfassten 

Eine auf den arithmetischen Mittelwert gestützte Aggregierung impliziert, dass 
die zu aggregierenden Bewertungen auf dem Intervallskalenniveau gemessen werden 
können. In Übereinstimmung mit etablierten Praktiken der Indexbildung (vgl. die 
im zweiten Abschnitt aufgeführten Studien) wird angenommen, dass Bewertungen 
auf dem Ordinalniveau näherungsweise ein Intervallskalenniveau repräsentieren und 
damit entsprechend aggregiert werden können. Diese Annahme ermöglicht es auch, 
die von parametrischen Indikatoren gelieferten Informationen zu den Abständen 
zwischen einzelnen Ländern in der Aggregierung zu berücksichtigen.

Da die einzelnen Bewertungen unterschiedlich skaliert sind, ist vor der Aggre-
gierung eine Standardisierung erforderlich. Dazu werden die Bewertungen in eine 
Skala transformiert, die von eins bis zehn reicht. Fehlende Werte für quantitative 
Indikatoren werden auf der Basis früherer Datenreihen sowie der Bewertungen für 
vergleichbare Länder imputiert. Die ausgewählten Gewichtungs- und Aggregie-
rungsverfahren sollen durch Sensitivitätstests überprüft werden, bei denen alterna-
tive Verfahren ausprobiert und deren Effekte auf die Rangplatzierungen modelliert 
werden. Zu diesen alternativen Verfahren zählen eine Gewichtung auf der Grund-
lage von Faktorladungen und eine Aggregierung auf der Grundlage von ordinalen 
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5. Potenziale und Grenzen des Index

Der vorliegende Beitrag hat die konzeptionellen Überlegungen nachgezeichnet, die 
die Entwicklung eines neuen Index zur Messung von Reformfähigkeit angeleitet ha-
ben. Der hier vorgestellte Index bestimmt Reformfähigkeit indirekt, indem er von zwei 
Ausgangspunkten startet und die Politikergebnisse sowie die Regierungsführung misst. 
Regierungsführung wird als Zusammenwirken von Regierung und Akteuren im Regie-
rungsumfeld konzipiert. Dies ermöglicht es, die Governance- mit der Steuerungspers-
pektive zu kombinieren und einige Ambiguitäten des Vetospieleransatzes aufzulösen. 
Die vorgeschlagene funktions- und prozessbezogene Mikroperspektive auf die Regie-
rungsführung eröffnet überdies einen Weg zum Vergleich unterschiedlicher Regierungs-
systemtypen. Der Beitrag erläuterte die einzelnen Komponenten des Management- und 
Status-Index, um zu belegen, dass sie die übergeordneten Konzepte plausibel, trenn-
scharf und vollständig repräsentieren. Diese Voraussetzungen müssen erfüllt sein, bevor 
eine sinnvolle Messung beginnen kann (Munck/Verkuilen 2002).

Im Unterschied zu den existierenden Messansätzen erfasst der Index Politikergeb-
nisse und Regierungspraktiken detaillierter, für einen größeren Kreis von Staaten und 
auf der Basis aktuellerer Daten. Die Fragen zur Regierungsführung sind stärker auf die 
Kernexekutive bezogen und weniger einem New-Public-Management-Paradigma ver-
haftet als die vorliegenden OECD-Datensammlungen. Außerdem geht der Management-
Index über die bestehenden Datensätze hinaus, indem er qualitative Bewertungen von 
Länderexperten zum Regierungsprozess numerisch kodiert und aggregiert.

Zugleich ist der hier entwickelte indirekte Messansatz Ausdruck einer theoretisch-me-
thodologischen wie politischen Selbstbeschränkung. Die „richtigen“ Reformmaßnahmen 
sind weder mit sozialwissenschaftlichen Erkenntnisinstrumenten zweifelsfrei ermittelbar 
noch in der gegebenen, politisch polarisierten Diskussion über Gesundheits-, Arbeits-
markt-, Steuer- und Rentenreformen ideologieunverdächtig kommunizierbar. Folglich 
kann und soll der Index nur etwas über die Ergebnisse von Reformen (bzw. nicht unter-

aussagen. All die Reformerfolge, die auf charismatischen Führungspersonen, Glück und 
begünstigenden äußeren Umständen basieren, werden mit der hier präferierten Mess-
methode nicht erfasst.

Aus einer sozialwissenschaftlichen, an systematischen Zusammenhängen interessier-
ten Perspektive erscheinen diese Beschränkungen vielleicht noch verkraftbar. Gravie-
rendere Probleme entstehen jedoch, wenn die Ergebnisse des Management-Index keinen 

Politikergebnisse haben sollten. Zwar lässt sich in diesem Fall argumentieren, dass sich 
die als gut (schlecht) eingestufte Regierungsführung erst zeitversetzt in Politikergebnis-

Indizes sowie die Gewichtung der einzelnen Komponenten zu überdenken.
Dass kontrollfähigere Parlamente und intermediäre Organisationen die Regierungs-

führung verbessern können, erscheint zunächst und insbesondere angesichts des viel-
fach konstatierten Übermaßes an Vetoakteuren und Konsensdemokratie in Deutschland 
kontraintuitiv. Das Indexkonzept versteht Kontrollfähigkeit als Teil und in Abhängig-
keit von einer Beteiligungskompetenz, die auch das Wissen, die Professionalität und 
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die Repräsentativität extra-exekutiver Akteure umfasst. Zwar lässt sich diese Annahme 

noch der empirischen Überprüfung, welche die theoretischen Erwartungen widerlegen 
und damit die konzeptionelle Konstruktion infrage stellen könnte.

Die Aggregation zu einem bzw. zwei Indizes opfert die Vielzahl und Komplexität der 
Einzelinformationen zunächst dem Interesse an öffentlicher Sichtbarkeit und Wirkung. 
Da die Länderberichte und disaggregierten Daten aber ebenfalls veröffentlicht werden 
sollen, lassen sich die in den Gesamtindikatoren verrechneten Informationen wieder ent-
schlüsseln und überprüfen. Vor allem die Möglichkeit zur Rekombination der einzelnen 
Fragen und Indikatoren miteinander sowie mit anderen Datensätzen bietet ein großes 
Potenzial für die vergleichende Politikwissenschaft.
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